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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.05.2019
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Wie angekundigt sammelten verschiedene Komitees Unterschriften fir ein Referendum
zum Bundesgesetz iiber die Steuerreform und die AHV-Finanzierung (STAF): ein linkes
Komitee, bestehend aus den Grinen, den Jungen Grinen, der Juso, VPOD und
Westschweizer Gewerkschaften; ein Generaktionenkomitee, das sich aus der Jungen
GLP und der Jungen BDP zusammensetzte; ein burgerliches Komitee aus Mitgliedern
der Jungen SVP und vier kantonalen Sektionen der Jungfreisinnigen; sowie ein
Blrgerkomitee «Kuhhandel Nein», das Unterschriften Uber die Onlineplattform
Wecollect sammeln wollte. Die breite Liste an Gegnern der STAF flhrte in der Presse zu
einigen Diskussionen: Die Spaltung der Linken - die SP stellte sich als einzige linke
Partei klar hinter die Vorlage - war ein Thema, Uber die sich emanzipierenden
Jungparteien wurde berichtet und es wurde dartber diskutiert, was denn nun ein
allfalliges «Nein» an der Urne zur STAF ob einer so breiten Gegnerschaft zu bedeuten
hatte.

Anfang November erschienen die ersten Zeitungsberichte, welche den Erfolg der
Unterschriftensammlung, der bis dahin als gesichert gegolten hatte, in Frage stellten: So
laufe die Sammlung der Unterschriften mittels Onlineplattform sehr langsam, was als
Anzeichen fur allgemeine Schwierigkeiten, die noétigen 50'000 Unterschriften
zusammenzubekommen, gewertet werden koénne. Als Grunde daftr wurde unter
anderem genannt, dass sich die starken Kampagnenorganisationen nicht an der
Unterschriftensammlung beteiligten und dass die Dauer der Unterschriftensammlung
aufgrund der Feiertage schlechter genutzt werden kénne als sonst. Ferner schranke die
Komplexitat der Vorlage die Bereitschaft der Schweizerinnen und Schweizer ein, das
Referendum zu unterzeichnen. Im neuen Jahr vermeldeten die Komitees jedoch, dass
sie die Unterschriften erfolgreich eingereicht hatten und Anfang Februar 2019
bestatigte die Bundeskanzlei das Zustandekommen des Referendums: Uber 60'000
gultige Unterschriften hatten die Komitees gesammelt.

In der Folge berichteten die Medien insbesondere Uber die Zusammensetzung der
beiden Lager: lhre Unterstitzung zur STAF vermeldet hatten in der Zwischenzeit die
FDP, die CVP, die SP, die BDP, die EVP und die EDU. Auch die Wirtschaft stellte sich
weitgehend hinter das neue Gesetz; Economiesuisse, Swissholding, der
Arbeitgeberverband, der Bauernverband und auch der Gewerbeverband - mit
Ausnahme einiger Kantonalsektionen - fassten die Ja-Parole. Kantone, Stadte und
Gemeinden unterstitzten die Vorlage durch ihre entsprechenden Organisationen (KdK,
Stadteverband, Gemeindeverband) ebenso. Gegen die STAF sprachen sich die Griinen,
die GLP und die meisten Jungparteien ausser den Jungfreisinnigen und der Jungen CVP
sowie der VPOD aus, nicht aber der SGB, der Stimmfreigabe beschloss. Von
besonderem Interesse flr die Presse war die Position der SVP: Diese entschloss sich,
aufgrund ihrer internen Differenzen zwischen der Bundeshausfraktion, welche die STAF
deutlich abgelehnt hatte, und einer Beflrwortergruppe um Finanzminister Maurer
ebenfalls fur Stimmfreigabe. Dadurch bleibe der Partei eine Zerreissprobe erspart,
urteilten die Medien. In den Monaten vor der Abstimmung gaben jedoch zahlreiche
Kantonalsektionen der SVP die Ja-Parole aus. Bis zum Schluss sprachen sich 10
Kantonalsektionen fur die STAF aus und 4 dagegen. Doch nicht nur die SVP war
bezlglich dieser Vorlage gespalten; auch bei den Grinliberalen und den Grinen fanden
sich verschieden Kantonalsektionen, welche der Vorlage gegen den Willen der
nationalen Partei zustimmten.

Die Differenzen zur Vorlage innerhalb der Parteien widerspiegelten sich auch in den
Vorumfragen. Am deutlichsten votierten in der ersten SRG-Vorumfrage im April 2019
die Anhéangerinnen und Anhanger der FDP (82%) und der CVP (71%) fur die STAF, gefolgt
von denjenigen der SP (59%) und der BDP (57%). Doch auch bei den Sympathisantinnen
und Sympathisanten der Grinen (45% Ja-Stimmen, 42% Nein-Stimmen) und der GLP
(43% Ja-Stimmen, 32% Nein-Stimmen) fand die Vorlage eine relative Mehrheit. Einzig
die Anhéngerinnen und Anhanger der SVP sprachen sich mehrheitlich gegen die STAF
aus (35% Ja-Stimmen, 55% Nein-Stimmen). Insgesamt gaben in dieser ersten SRG-
Umfrage 54 Prozent der Befragten an, der Vorlage sicher oder eher zustimmen zu
wollen, 37 Prozent wollten die STAF sicher oder eher ablehnen. Unsicher zeigten sich
noch 9 Prozent der Befragten. Bis zur zweiten SRG-Umfrage Anfang Mai 2019 war die
Differenz zwischen den beiden Lagern dann merklich angestiegen: Der Anteil
Zustimmende war auf 59 Prozent gestiegen, der Anteil Ablehnende leicht gesunken
(35%). Veranderungen gab es auch innerhalb der Parteien, wobei das Beflirworterlager
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in beinahe allen Parteien deutlich anwuchs; selbst in der SVP erreichte es nun eine
relative Mehrheit (47%).

Die Berichterstattung zur STAF umfasste zahlreiche verschiedene Aspekte. Immer
wieder Thema war die schwarze Liste der EU flr Steueroasen: Seit Ende 2017 befand
sich die Schweiz auf der sogenannten grauen Liste, der Beobachtungsliste, und im
Oktober 2018 entschied sich die EU, die Schweiz vorlaufig auf dieser Liste zu belassen.
Da die Frist der EU, die umstrittenen Steuerschlupflocher abzuschaffen, jedoch Ende
2018 ablief und ihr nachster Beurteilungstermin im Marz 2019, also vor der Abstimmung
im Mai 2019, anstand, beflirchteten die Medien, die Schweiz kénne noch vor der
Abstimmung auf die schwarze Liste geraten. Dies hatte womdglich scharfe
Gegenmassnahmen der EU-Mitgliedstaaten zur Folge gehabt. Mitte Marz gab die EU
jedoch bekannt, der Schweiz noch bis Ende 2019 Zeit fur die Umsetzung ihrer
Versprechen einzurdumen. Die EU respektiere die Schweizer Verfassung, die ein
Referendum ermégliche, erkléarten die EU-Finanzminister.

Viel Aufmerksamkeit in der Berichterstattung zur STAF erhielt Wirtschaftsprofessor
Christoph Schaltegger von der Universitat Luzern. Er kritisierte, dass die STAF das
Anreizproblem der Nehmerkantone des Finanzausgleichs nicht stark genug mildere:
Viele Nehmerkantone wirden heute durch die Ansiedelung neuer Firmen oder durch
héhere Gewinne von Firmen mehr Geld verlieren, als sie durch die héheren Steuern
erzielten, weil ihre Einklnfte aus der NFA dadurch Uberproportional sédnken. Zwar
wirde die STAF diese Problematik mildern - die Gewinne der Unternehmen wirden in
der NFA weniger stark gewichtet -, jedoch seien auch im Falle einer Annahme noch
immer 11 Kantone (AR, Al, Fr, GL, GR, JU, LU, SO, TG, UR, VS) von diesen
Anreizproblemen betroffen. Grundsatzlich bestehe ein Konflikt zwischen NFA und den
Zielen des Steuerteils der STAF, erklarte Schaltegger: Die Geberkantone héatten aufgrund
der STAF Anreize, sich fur Unternehmen attraktiv zu positionieren, wahrend
Nehmerkantone sich aus finanzieller Sicht eher unattraktiv geben mussten. Aufwind
bekam diese Problematik im April 2019, als bekannt wurde, dass das Finanzdepartement
bei der Berechnung der Folgen flur die einzelnen Kantone die Gewinne der Gemeinden
mitberucksichtigt hatte. Dies ware jedoch nur zuldssig, wenn die Gemeinden mit ihren
Gewinnen mithelfen wirden, die kantonalen Mindereinnahmen wettzumachen. Dazu
waren jedoch kantonale Gesetzesanderungen nétig; die betroffenen Kantone bestritten
jedoch, solche Anderungen zu planen.

Nicht nur wegen der Folgen bezlglich der NFA verglich die Presse die Auswirkungen der
STAF auf die Kantone, sie berichteten auch regelmassig Uber den Stand der kantonalen
Umsetzungsvorlagen zur STAF und zu deren Auswirkungen auf den Steuerwettbewerb
zwischen den Kantonen. Besonders rosig prasentierte sich die Situation fur die Kantone
Genf, Basel-Stadt und Waadt, meldeten sie. Diese hatten ihre Gewinnsteuern allesamt
deutlich reduziert, was ihnen gemass Finanzminister Maurer deutlich leichter gefallen
sei als anderen Kantonen, weil sie viele Unternehmen hatten, die bisher privilegiert
besteuert worden seien. Insgesamt seien jedoch gemass Medien die meisten Kantone
dabei, ihre Gewinnsteuern denjenigen der Zentralschweizer Tiefsteuerkantone
anzunéhern. Verlieren wurden dabei vor allem die Kantone Aargau und Zrich, deren
Gewinnsteuern vergleichsweise hoch bleiben werden. Sie seien besonders stark auf die
Méglichkeiten, die ihnen die STAF biete, angewiesen. Neben den Gewinnsteuern
verglichen die Zeitungen auch immer wieder die sozialen Kompensationsmassnahmen,
welche die Kantone planten. Hatte die Presse zum Beispiel Ende November 2018,
nachdem der Kanton Bern eine Reduktion der Unternehmensbesteuerung abgelehnt
hatte, noch berichtet, dass die meisten Kantone auf solche sozialen
Ausgleichsmassnahmen verzichten wirden, tonte dies im April 2019 anders: Gemass
NZz planten 16 Kantone einen sozialen Ausgleich zu den
Unternehmenssteuersenkungen. Die Drohung der SP, in allen Kantonen, die bei der
kantonalen Umsetzung der STAF auf einen sozialen Ausgleich verzichten wollten, das
Referendum zu ergreifen, habe demnach Erfolg gehabt, urteilten die Medien.

Neben Schaltegger schaltete sich auch Aymo Brunetti, Wirtschaftsprofessor der
Universitat Bern, in die Diskussion zur STAF ein. Er kritisierte insbesondere die laue
Haltung des Bundesrates bezlglich der Erhdhung des Rentenalters. Er rechnete vor,
dass die zusatzliche Lebenserwartung fur 65-Jahrige bei der Grindung der AHV 1948
12-13 Jahre betragen habe, diese nun aber bei 21 Jahren und bald sogar bei 25 Jahren
liege. Zudem seien 1948 sechs Erwerbstatige auf einen Rentner gekommen, heute seien
es noch gut drei. Heute mussten entsprechend vor allem die Jungen und Ungeborenen
fir die Renten der Alteren bezahlen: Ein 55-Jahriger zahle die zusétzlichen
Lohnbeitrage noch 10 Jahre lang, ein 25-Jahriger aber viermal so lange. Zuséatzlich
erlangte der AHV-Teil der STAF auch aufgrund der Diskussionen zum Reformpaket AHV
21 regelmassig mediale Aufmerksamkeit. Im Februar 2019 zum Beispiel présentierte der
Bundesrat den Vernehmlassungsbericht zur neuen AHV-Rerfom. Die SP reagierte auf
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die darin enthaltene Erhohung des Frauenrentenalters auf 65 Jahre mit einer
Referendumsdrohung - hatte sie doch zuvor erklart, mit der STAF sei die
Rentenaltererhdhung vom Tisch. Immer wieder erschienen zudem Berichte, die
besagten, dass die CHF 2 Mrd., welche die AHV durch die STAF erhalten wirde, ihr bloss
einige Jahre weiterhelfen wirden. Eine Erhdhung des Frauenrentenalters konne damit
wohl nicht verhindert werden, erklarte zum Beispiel der Tagesanzeiger.

Schliesslich diskutierten die Zeitungen die Frage, was bei einer Ablehnung der STAF
geschehen wurde. Einig war man sich, dass die umstrittenen Steuerprivilegien so bald
wie moglich abgeschafft werden mussten. Unklar blieb dabei, wie geduldig sich die EU
gegenuber der Schweiz zeigen wuirde. Und géanzlich unterschiedlich waren die
Positionen der linken und der burgerlichen Gegnerinnen und Gegner der Vorlage
bezlglich der folgenden Revision: Die Prasidentin der Griinen, Regula Rytz (gp, BE), gab
an, die Steuerprivilegien nach Ablehnung der STAF nur mit unbestrittenen Entlastungen
abschaffen zu wollen; die Birgerlichen hingegen sprachen davon, den Steuerteil der
STAF ohne die AHV-Finanzierung umsetzen zu wollen.

Dass letztere Diskussionen unnoétig waren, zeigte sich spatestens am 19. Mai 2019. Mit
66.4 Prozent sprachen sich die Stimmenden bei einer Beteiligung von 42.7 Prozent flr
den AHV-Steuer-Deal aus. Die Stimmenden in allen Kantonen nahmen die STAF an,
besonders hoch war die Zustimmung in den Kantonen Waadt (80.7%), Neuenburg
(72.4%) und Wallis (71.8%) mit Uber 70 Prozent Zustimmung, am tiefsten in den
Kantonen Solothurn (568.6%), Bern (60.4%) und Aargau (62%). Wie die
Nachabstimmungsbefragung «Voto» zeigte, sprachen sich die Sympathisantinnen und
Sympathisanten samtlicher Parteien mehrheitlich fur die Vorlage aus, wenn auch bei
der SVP (52%) nur knapp. Die Nachbefragung zeigte zudem, dass 42 Prozent der
Befragten beide Vorlagen angenommen hatten, wenn diese den Stimmburgerinnen und
Stimmblrgern einzeln vorgelegt worden wéren; 29 Prozent hatten nur zum AHV-Teil, 7
Prozent nur zum Unternehmenssteuerteil Ja gesagt und 7 Prozent hatten beide
Vorlagen abgelehnt. Entsprechend erwies sich gemass der Studie auch die Sanierung
der AHV als Hauptargument der Ja-Stimmenden, wéhrend die Nein-Stimmenden vor
allem mit der Verknlpfung der zwei Teile Mihe bekundeten. Trotz der Kritik, welche die
VerknUpfung der zwei Themen erfahren hatte, erwies sich diese Taktik aus Sicht der
Abstimmungsgewinnerinnen und -gewinner somit als erfolgreich.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 42.7%
Ja: 1'541147 (66.4%), Sténde: 23
Nein: 780'457 (33.6%), Stande: O

Parolen:

- Ja: BDP (1), CVP, EDU, EVP, FDP, SP; Jungfreisinnige (4), Junge CVP; Economiesuisse,
Gemeindeverband, KdK, SAV, SBV, SGV, SSV, TravailSuisse, Kaufmannischer Verband
Schweiz, Swiss Family Business, Science Industries, Swissholdings

- Nein: GLP (3), GPS (1), SD; Junge BDP, Junge Griine, Junge Grinliberale, Juso, Junge
SVP; VPOD

- Stimmfreigabe: SVP (10xJa, 4xNein); SGB

* in Klammern die Anzahl abweichender Kantonalsektionen '

1 NZZ, TA, TG, 1.10.18; NZZ, 3.10.18; Blick, 4.10.18; AZ, 6.10., 7.10.18; APZ, TA, 8.10.18; TA, 9.10., 16.10.18; BaZ, 25.10.18; TA,
26.10.18; AZ, 3.11.18; NZZ, TA, 14.11.18; TA, 16.11.18; BaZ, SGT, 27.11.18; TA, 5.12.18; AZ, NZZ,15.12.18; NZZ, 22.12.18; AZ, 31.12.18;
NZZ,10.1.,15.1.,,17.1.19; Lib, SGT, TA, TG, 18.1.19;: NZZ, 22.1.19; Blick, 28.1.19; NZZ, 30.1., 31.1., 26.2., 2.3.19; Lib, 4.3.19; AZ, 5.3.19;
NZZ, 6.3.19; BaZ, 9.3., 11.3.19; LT, 12.3.19; AZ, Blick, SGT, TA, 13.3.19; NZZ,15.3.19; 24H, NZZ, TG, 19.3.19; NZZ, SZ, TG, 20.3.19;
NZZ,22.3.,27.3.19; TA, 28.3.19; CdT, NZZ, 29.3.19; SZ, TA, 30.3.19; AZ, 31.3.19; LT, NZZ, TA, TG, 1.4.19; Lib, TA, 2.4.19; BLZ, NZZ,
SGT, TG, 3.4.19; BaZ, LT, WoZ, 4.4.19; NZZ, TG, 5.4.19; NZZ, SN, SZ, TA, 6.4.19; AZ, BaZ, LT, 8.4.19; BaZ, 9.4.19; AZ, CdT, NZZ, TA,
10.4.19; AZ, LT, WW, WoZ, 11.4.19; NZZ, 12.4.19; NZZ, TA, 13.4.19; LT, 15.4.19; BaZ, NZZ, TA, 16.4.19; SGT, TA, 23.4.19; AZ, Exp,
24.4.19; TA, WoZ, 256.4.19; BaZ, 26.4.19; TA, 27.4.19; LT, 29.4.19; NZZ, SGT, 30.4.19; LT, 1.6.19;: NZZ, 2.5.19; AZ, 3.5.19; NZZ,
4.5.19; So-Bli, 5.5.19; BaZ, Blick, 7.5.19; 24H, BaZ, TG, 8.5.19; NZZ, 9.5.19; AZ, BaZ, TG, 20.5.19; BLZ, TG, 21.5.19
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